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STADTBERNDie SP-Fraktion wird
heute drei Vorstösse zum Thema
Sozialhilfe-Missbrauch verab-
schieden. Die Partei fordert vom
Gemeinderat unter anderem einen
Bericht über die Wirksamkeit der
bestehenden Kontrollinstrumente
in der Sozialhilfe. Darin sollen «all-
fällige Lücken und Lösungsmög-
lichkeiten» samt Kostenfolgen auf-
gezeigt werden. Im zweiten Vor-
stoss verlangt die SP eine «externe
Überprüfung» verschiedener Mo-
delle für das Funktionieren der auf-
sichtsführenden Sozialbehörde. In
einer dringlichen Interpellation
verlangen die Genossinnen und
Genossen schliesslich Auskunft
über den «BMW-Fall» und den
«Mercedes-Fall». Beim BMW-Fall
handelt es sich um einen mittler-
weile verhafteten Iraner, der als
mutmasslicher Drogendealer über
zweiBMWsverfügteundSozialhilfe
in der Höhe von 2600 Franken im
Monat bezog. Der Mercedes-Fall
geht auf eine Begebenheit zurück,
wie sie von der einstigen Leiterin
der Sozialdienste im Samstagsin-
terview mit dem «Bund» geschil-
dert wurde.Während einer Bespre-
chung in den Räumlichkeiten der
Sozialdienste in Bern West habe je-
mand die Scheibe der Türe einge-
schlagen, um unbezahlte Rech-
nungen zu deponieren. Anschlies-
sendhabemaneinenMercedesda-
vonbrausen sehen, sagte Lanker.

Seitdem Annemarie Lanker im
selben Interview von einer unge-
ahnt hohen Missbrauchsquote in
der Sozialhilfe von 10 bis 20 Prozent
gesprochen hat, befindet sich Sozi-
aldirektorin Edith Olibet (sp) in der
Defensive. Die SVP fordert die Ein-
führung von Sozialinspektoren, die
FDP verlangt eine parteipolitisch
zusammengesetzte, verwaltungs-
externe Sozialbehörde. SP-Frakti-
onschefinGiovannaBattaglierode-
mentiert denn auch nicht, dass die
Vorstösse als eine Flucht nach vorn
interpretiert werden können. «Wir
wollen damit Gemeinderätin Edith
Olibet unterstützen.» Es spreche
nichts dagegen, eine Auslegeord-
nung der Controlling-Instrumente
zu erstellen und über Zusammen-
setzungundFunktionderSozialbe-
hörde zu diskutieren. Die Einfüh-
rungvonSozialinspektorenunddie
Bildung einer parteipolitisch zu-
sammengesetzten Sozialbehörde
lehntdieSPjedochab.Missbräuche
müssen aufgedeckt und geahndet
werden, heisst es in einem der Vor-
stösse. «In der Sozialhilfe genauso
wie im Steuerwesen oder bei der
Schwarzarbeit». (bob)

Sozialhilfe: SP
geht in Offensive

KURZ

Mutter und Kind erlitten
Rauchvergiftungen
STADT BERN Bei einem Küchen-
brand in einem Mehrfamilienhaus
im Berner Schosshalden-Quartier
haben gestern Mittag eine Mutter
und ihr Kind leichte Rauchvergif-
tungen erlitten. Es entstand Sach-
schaden von mehr als 10 000 Fran-
ken. Die Wohnungsmieterin
konnte das Feuer selber löschen,
wie die Berufsfeuerwehr Bern
mitteilte. Die Brandursache ist
noch unklar. (sda)

Freibäder und Aareufer
wieder offen
STADT BERN Berns Stadtbehörde
hat die Uferwege entlang der Aa-
re gestern wieder für die Öffent-
lichkeit freigegeben. Das Tiefbau-
amt hatte nach dem Hochwasser
kleinere Schäden festgestellt, wel-
che die Sicherheit nicht beein-
trächtigten, heisst es in einer Mit-
teilung von Feuerwehr und Stadt-
polizei. Die Sandsackdepots blei-
ben an Ort. Ein Teil der Aarstrasse
bleibt heute Dienstag wegen Ar-
beiten im Bereich der Schwelle
gesperrt. Geöffnet sind ab heute
auch Berns Freibäder; die Auf-
räum- und Reinigungsarbeiten
sind abgeschlossen. (pid)

Ungefährliche Bakterien
KÖNIZ In einzelnen Wasserproben
sind am 9. August Kolibakterien in
geringer Konzentration festgestellt
worden, die zu keinem Zeitpunkt
gesundheitsgefährdend gewesen
seien, teilte die Gemeinde Köniz
gestern mit. Dies sei eine Folge des
Hochwassers im Bereich der Was-
serfassungen («Bund» vom 11. Au-
gust). In den Wasserproben vom
Wochenende und gestern wurden
laut Gemeinde keinerlei Verunrei-
nigungen mehr festgestellt. Das
Trinkwasser könne in Köniz, Kehr-
satz und Thörishaus bedenkenlos
konsumiert werden. Die vorsorg-
licheChlorierungwerdefortgeführt,
bis sich die Situation im Bereich der
Wasserfassungen entspanne, heisst
es in der Mitteilung. (pd)

Buskers: Unterstützung
auch von der Stadt
STADT BERN Im Bericht über das
Buskers-Festival im «Bund» vom
letzten Samstag entstand fälschli-
cherweise der Eindruck, das Festival
finanziere sich ausschliesslich selber
über den Bändeliverkauf. Das Bus-
kers-Festival hat dieses Jahr jedoch
75000 Franken von der Stadt und
von der Burgergemeinde erhalten.
Ab nächstem Jahr beläuft sich diese
Unterstützung gar auf 100000 Fran-
ken. Das Festival erhält zudem klei-
nere Beträge von Donatoren. (sr)

AuchAutofahrendesollenihrenTeil
an die Gesundung der Stadtfinan-
zen leisten: Der Gemeinderat will
mit einer Teilrevision des Gebüh-
renreglements die Preise fürs Be-
fahren von Verbotszonen und fürs
Parkieren erhöhen. Dies soll der
Stadt zusätzliche Einnahmen von
1,4 Millionen Franken bescheren
(«Bund» vom 15. Juni).

Gewerbekreise erwägen das Re-
ferendum, wenn der Stadtrat die
Gebühren im vorgeschlagenen
Umfang erhöht. Der Rat wird sich
demnächst damit befassen.

SP kompromissbereit

Die SP signalisiert Kompromiss-
bereitschaft, jedenfallswasdiePark-
gebühren für Gewerbler und Hand-

Hickhack um Parkgebühren
Umstrittene Gebührenerhöhung in der Stadt Bern – mit Kompromiss will SP Referendum verhindern

werker betrifft. Partei- und Frakti-
onsleitunghättenerkannt,soFrakti-
onschefin Giovanna Battagliero,
«dass die geplante Erhöhung relativ
hochist».DieSPseibereit,übereine
Nachbesserung des Reglements zu
verhandeln, «wenn die Gegenseite
auch einen Schritt unternimmt und
auf das Referendum verzichtet». Auf
den Franken genau habe man den
Gebührenrahmen aber noch nicht
abgesteckt, ergänzt SP-Kopräsident
Thomas Göttin. Die Diskussion
stehe erst noch bevor.

Nach Tauwetter zwischen den
Blöcken siehts momentan jedoch
nicht aus – im Gegenteil: FDP-Prä-
sident Thomas Balmer fordert Sta-
tusquoodersogarPreissenkungen.
Die geplanten Gebühren für Hand-
werker und Gewerbetreibende
seien inakzeptabel, da die Stadt
heute schon Gewinn abschöpfe.
«Dabei müssen die Gebühren
grundsätzlich kostendeckend
sein», so Balmer. Sprich: Die Ge-
bühr soll so bemessen sein, dass sie
nur den Aufwand der Verwaltung
für die Bereitstellung der entspre-
chenden Dienstleistung deckt.

Mehr nicht. Gewerbler und Hand-
werker leisteten mit ihrem Einsatz
einen Mehrwert, von dem die Stadt
indirekt profitiere. Zudem kritisiert
Balmer die unterschiedlichen Be-
messungsgrundsätze: Es sei doch
unerheblich, wozu ein Auto in der
Stadt abgestellt werde. «Für dieVer-
waltung bleibt das Ausstellen einer
Parkkarte – wozu sie auch benötigt
wird – ein und dieselbe Dienstleis-
tung.» Zudem garantiere der Besitz
einer Parkkarte noch keinen freien
Parkplatz. Für den Stadtrat und
KMU-PräsidentenBalmerstehtdas
Referendum so gut wie fest.

Bürger, Gewerbler, Handwerker

Für Anwohner, Gewerbler und
Handwerker gelten heute die glei-
chen Gebührenansätze. Alle müs-
sen künftig mit Mehrkosten rech-
nen. Firmenautos aber will der Ge-
meinderat noch stärker zur Kasse
bitten als PWs: Die Anwohnerpark-
karte soll von 240 auf 360 Franken
pro Jahr verteuert werden; Gewer-
be- und Handwerkerparkkarte hin-
gegen würden auf 480 beziehungs-
weise 600 Franken pro Jahr erhöht.

Die Stadt dürfe auf Parkge-
bühren keinen Gewinn ab-
schöpfen: So verlangt es FDP-
und KMU-Präsident Thomas
Balmer. Doch genau dies ist
die Absicht der Stadt.
D A N I E L V O N L A N T H E N

Hinzu kommen zahlreiche Spezial-
bewilligungen, die ebenfalls ver-
teuert werden sollen: Die Tagesbe-
willigung für Handwerker und Ver-
treter, heute 8 Franken, würde auf
20 Franken angehoben. Die Durch-
fahrbewilligung für Verbotszonen
würde neu 90 Franken kosten, 30
mehr als bisher, die so genannte
Medizinalparkkarte jährlich 480
Franken – eineVerdoppelung.

Gebühr mit Lenkungscharakter

BattaglierowidersprichtdemAr-
gument, Parkgebühren müssten
kostendeckend sein: Diese hätten
auch Lenkungscharakter und seien
solangezulässig,alssiesichimRah-
men der Preise des privaten Park-
platzmarkts bewegten. Die SP-
Fraktionschefin – und der Gemein-
derat – stützen sich auf einen Ent-
scheid des Bundesgerichts: Dieses
erachtete eine «über dem Markt-
preis liegende Parkiergebühr» als
zulässig, weil Autofahrende sonst
«aufdieBenützungderöffentlichen
zugunsten der privaten Parkplätze
oder der öffentlichen Verkehrsmit-
tel verzichten würden».

Er ist von Apfel- und Birnbäumen
umgeben, der neue Holzbau an der
Gotthelfstrasse 12. Seit gestern be-
suchen Buben und Mädchen dort
den Kindergarten. Aber noch steht
ein Minibagger auf dem grünen
Umschwung. Die Kinder spielen
vorerstnurdrinnenoderaufderBe-
gegnungszone vor dem Neubau.

Gemäss Bauplan sollte das Ge-
bäude samt Umgebung im Juli die-
sesJahresfertiggestelltsein.Zurzeit
arbeiten jedoch noch vier Land-
schaftsgärtner auf der zukünftigen
Spielanlage für Kinder. Trotz dem
festgelegten Bauende sagt Markus
Ryter von den Stadtbauten Bern:
«EswarvonAnfangangeplant,dass
dasGebäudeinklusiveGartenkurz-
fristig fertig wird.» Also unter Um-
ständen auch erst nach Beginn des
Kindergartens.

«Schönster Kindergarten»
Der Kindergarten an der Gotthelfstrasse in Bern soll in 14 Tagen vollendet sein

Die für die abschliessenden Ar-
beiten zuständigen Gärtner sind
seitJuniimEinsatzundwerdenlaut
Bauführer Konrad Allenbach spä-
testens Ende Monat den Obstgar-
ten den Kindern übergeben. Plan-
änderungen und das schlechte
Wetter hätten zu den Verzögerun-
gen geführt, so Allenbach.

Kein Go-Kart-Fahren mehr

«Es ist schade, wenn man nicht
von Anfang an das ganze Gelände
nutzen kann», sagt Lea Manz, die
Kindergärtnerin. Aber grundsätz-
lich seien die Bauverzögerungen
unproblematisch. Parks, Wege und
Plätze seien in der Umgebung vor-
handen. Sie mache in den ersten
paar Wochen einfach ein bisschen
mehr Ausflüge als sonst. Ihr sei es
lieber, die Arbeiten am Um-
schwung würden gewissenhaft zu
Ende gebracht, als dass ein Einhal-
ten des Bauplans erzwungen wer-
de.Sieseheespositivundfreuesich
in erster Linie auf die endgültige
Fertigstellung von «Berns schöns-
tem Kindergarten».

Auch die Buben und Mädchen
des Kindergartens Spitalacker III

freuensich,wennderBaggerausih-
rem Obstgarten verschwindet.Ver-
mutlich wird der Miniatur-Tunnel
durch ein aufgehäuftes Hügelchen
die Hauptattraktion darstellen. Für
Elliot, der gestern mit dem zweiten
Kindergartenjahr begann, hat der
Umzug vom alten in den neuen
Kindergartenallerdingsauchetwas
Negatives. Pedalgetriebenes Go-
Kart-Fahren im Kreis ist nicht mehr
möglich. Die Wege im Obstgarten
bleiben ungeteert.

Erster Minergie-Kindergarten

Auch sonst wurde darauf geach-
tet, dass sich die neu erbauten Ele-
mente gut in den umliegenden
Obstgarten einfügen. So ist das
Hauptelement,dasGebäudefürdie
Kindergärteler,ausHolz, imStileei-
nes modernen Gartenhauses kon-
zipiert. Es handelt sich um einen so
genannten Holzrahmenbau, der
praktisch fabrikfertig an die Gott-
helfstrassetransportiertwurde.Ge-
mäss Pierrot Feissli vom zuständi-
genArchitekurbüroFeissli&Gerber
kannmitdiesemVerfahrendieBau-
zeit verringert werden. Überdies
werde eine bessere Isolierung er-

Im ehemaligen Schulgarten
Viktoria verrichten Land-
schaftsgärtner die letzten
Arbeiten am Kindergarten
Spitalacker III.

P H I L I P P S C H O R I

reicht. Diese ist notwendig, um den
angestrebten Minergie-Standard
zuerfüllen.Dazuhatausserdemdie
Beheizungsmethode gewissenVor-
gaben zu entsprechen. Der Bau an
der Gotthelfstrasse wird mittels
Erdsonde und einerWärmepumpe
beheizt.

Einweihung im September

Schwierigkeiten in Bezug auf
den Neubau und die Erschliessung
des Umschwungs entstanden
schon vor Baubeginn («Der Bund»
hatberichtet).Damalsunterschrie-
ben 99 Anwohnerinnen und An-
wohner eine Einsprache gegen den
geplanten Kindergarten. Unter an-
derem störten sie sich daran, dass
einemittlerweile109-jährigeTanne
und drei giftige Eiben gefällt wür-
den. Obwohl die Tanne bald able-
ben wird – Tannen haben eine Le-
benserwartung von 120 Jahren –
steht sie noch heute. Der Stadthal-
ter ist den Beschwerdeführern in
diesem Punkt entgegen gekom-
men.

«Berns schönster Kindergarten»
kostet841000Frankenundwirdam
7. September offziell eingeweiht.

Der neue Kindergarten im Spitalacker ist fertig gebaut, am Umschwung wird noch gearbeitet.
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